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BaselMittwoch, 2. Juni 2021

68 Millionen für
Baselbieter Betriebe
Coronakrise Der Baselbieter Regie-
rungsrat hat bis jetzt knapp 68 Millio-
nen Franken an Coronahärtefallhilfen
ausbezahlt. Diese Woche gehen die
Auszahlungen weiter mit der Tranche
17. Diese umfasst drei neu bewilligte
Gesuche undweitere siebenNachzah-
lungen undWiedererwägungen. Dazu
kommteinegewährteBürgschaft inder
Höhevon800000Franken (Total seit
Beginn: 3,573Mio. Fr.). Die Summe al-
ler A-fonds-perdu-Beiträge aus dieser
aktuellen Tranche beträgt insgesamt
4,1 Millionen Franken. Über drei Mil-
lionen fallen dabei in den Bereich der
Wiedererwägungenaufgrundgeänder-
ter rechtlicherGrundlagen.EinGesuch
wurde inderTranche 17 abgelehnt.Di-
rekt und indirekt betroffene Baselbie-
terUnternehmenkönnenweiterhinein
Gesuch für eine Härtefallhilfe einrei-
chen. (bz)

Wie weiter mit Forschungsstandort?
Die Baselbieter Nationalrätin Florence Brenzikofer will Antworten vomBundesrat.

DasRahmenabkommenmit der Euro-
päischenUnion ist gescheitert.Dashat
direkte Auswirkungen auf den For-
schungs- und Bildungsstandort Basel.
BildungsdirektorConradinCramer,die
UniversitätBasel unddie Studentische
KörperschaftderUni (Skuba)äusserten
in der bz Besorgnis (bz vomMontag).

Offiziell istdasForschungsrahmen-
programm nicht an das Institutionelle
Rahmenabkommen gekoppelt. Aller-
dings befürchtet die Uni, dass der Ab-
bruch der Verhandlungen für das Rah-
menabkommen auch die Verhand-
lungspositionder Schweiz inBezug auf
eine Teilnahme an «Horizon Europe»
schwächenwird.SprecherMatthiasGe-
ering:«DieSituationhatParallelenzum
kurzzeitigen Ausschluss der Schweiz
nachderAnnahmederMasseneinwan-

derungsinitiative im Jahr 2014.» Auch
diefinanziellenKonsequenzenmachen
der Universität Sorgen, wie es auf An-
frageheisst.KonkretwürdenFördergel-
dervon insgesamtgegen200Millionen
Euro fehlen.Zudemistnichtmehrklar,
wie es mit dem Austauschprogramm
«ErasmusPlus»weitergehensoll.Ges-
ternDienstaghatdeshalbdieBaselbie-
ter Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer inBernFragenandenBun-
desrat zur Problematik eingereicht.

Bundesratpräsentiert
AntwortenamMontag
Brenzikofer will wissen, wie der Bun-
desrat sicherstelle, dassdieSchweiz am
9.Rahmenabkommen der Europäi-
schen Union für Forschung und Inno-
vation (2021–2027) partizipierenkann.

Sie fragt: «Welche Konsequenzen hat
ein Ausschluss der Schweiz auf Hoch-
schulen, forschende Industrie, hoch-
qualifizierte Arbeitsplätze und das
Steuersubstrat?»WeitermöchtedieBa-
selbieterNationalrätinAntwortdarauf,
wie sichdie gescheitertenVerhandlun-
genaufdasAustauschprogramm«Eras-
mus Plus» auswirken könnten und ob
es diesbezüglich Lösungen gibt: «Wel-
chealternativenStrategienverfolgtder
Bundesrat, um die Chancengleichheit
unddieWahlfreiheitderSchweizerStu-
dierenden zu gewährleisten?»

Antworten auf die eingereichten
Fragen Brenzikofers wird der Bundes-
rat voraussichtlich am kommenden
Montag präsentieren.

Nora Bader

ANZEIGE

Basel diskutiert den Berner Weg
Die Exekutive der SchweizerHauptstadt zählt nur fünfMitglieder. Eine Initiative fordert in Basel-Stadt ebenfalls weniger Regierungssitze.

Silvana Schreier

Der Basler Regierungsrat soll von sie-
ben auf fünf Mitglieder reduziert, das
Präsidialdepartement – aktuell unter
derFührungvonSP-RegierungsratBeat
Jans – abgeschafftwerden. So lautetdie
Forderungder Initiative, die vergange-
nes Jahr zustande gekommen ist und
heute Mittwoch vom Grossen Rat be-
handelt wird.

DerVorstoss kommtaus rechtsbür-
gerlich-konservativen und heimat-
schützerischenKreisen. ImInitiativko-
mitee sind etwa die SVP-Mitglieder
Philippe Ramseyer und Peter Ammon
sowieHeimatschützer Robert Schiess.
Die Initianten können sich vorstellen,
nebendemPräsidialdepartement auch
dasGesundheitsdepartement zu strei-
chen. Die Belange sollen dann einem
anderen Regierungsmitglied zugeteilt
werden. Davon versprechen sie sich
deutliche Einsparungen, da weniger
Regierungsratslöhne und Departe-
mentsstäbe bezahlt werdenmüssten.

StadtnaheGemeinde
zeigt,wie es geht
Beispiele aus anderen Kantonen zei-
gen: Die Gründe dafür, warum Regie-
rungsratssitze gestrichen werden sol-
len, sind immerwiederdieselben.Poli-
tologeMarkBalsiger sagt: «Esgehtum
Effizienz und geringere Kosten.» Bei
wenigerRegierungsmitgliedernerhof-
feman sich zudemeine dynamischere
Organisation, daSchnittstellenwegfie-
len. Gegner der Reduktion befürchten
lautBalsigerhingegen, ihreParteiwür-
de aus dem Gremium rausfallen oder
kaummehr eine Chance haben, einen
Sitz zu ergattern. Das seien die Nach-
teile der Reduktion.

Sowohl aufGemeinde- als auchauf
Kantonsebene kommendie Forderun-
gen nach einer schlankerenRegierung
regelmässig auf. Die Stadt Bern etwa
reduziertedenGemeinderat 2004von
sieben auf fünf Sitze. Balsiger: «Das
Argument der finanziellen Einsparun-
gen funktionierte damals im Abstim-
mungskampf sehr gut.» Die Initiative
kam von der FDP, die sich mehr Effi-
zienz in der Exekutive gewünscht hat-
te. Dieses Narrativ habe sich festge-
setzt, so Balsiger.

Ein weiteres Beispiel ist die Basel-
bieter Gemeinde Birsfelden. Im Juni
2015 stimmte die Bevölkerung über
das Anliegen der Reduktion ab – eine
deutliche Mehrheit sagte Ja zu

weniger Gemeinderäten. Der Ur-
sprung der Idee kam aus dem Gre-
mium selbst. Die Reduktion war Teil
eines Sparpakets.

Gemeindepräsident Christof Hilt-
mann sagt heute: «Weder von aussen
noch intern wurde die Reduktion der
Exekutive nach der Abstimmung dis-

kutiert. Wir Gemeinderäte nehmen
die Änderung sehr positiv wahr.» Die
Arbeit laufe seither effizienter ab, da
es weniger aufwendig sei, sich mit al-

len Gemeinderatsmitgliedern abzu-
stimmen. Während Gemeinden und
Kantone also kleinere Regierungen
möchten, wiederholt sich auf Bundes-
ebene seit JahrzehnteneineandereDe-
batte: Aufgrund der hohen Arbeitslast
und um die Schweizer Bevölkerung
besser repräsentieren zukönnen,wün-
schen sich gewisse Kreise neun statt
sieben Bundesräte.

Politologe Balsiger sagt: «Die Bun-
desverwaltung arbeitet derzeit gerade
wieder an einemBericht dazu.»Dassel-
beVorhabensei inderVergangenheitvon
derLandesregierungschonmehrfachab-
geschmettert worden. «Denn dadurch
würde ja die Macht der Bundesratsmit-
gliederund ihrerParteienbeschnitten.»

EineFragedes
Zeitgeistes
Die Initiative in Basel wurde von der
Regierung für rechtlich zulässig erklärt.
Kommt sie in der ersten Lesung durch
den Grossen Rat, wird das zu verklei-
nernde Gremium darüber befinden.
Das letzteWorthingegenbleibt bei der
Basler Bevölkerung.

Balsiger hält den Zeitgeist für ent-
scheidend. Die Initiative wurde lan-
ciert, als die Grüne Elisabeth Acker-
mannnochdenSitz imPräsidialdepar-
tement innehatte. Ackermann trat
vergangenes Jahr nach dem ersten
Wahlgang nichtmehr an.Nun,mit SP-
Politiker Jans, könnte die Beurteilung
bereits wieder anders ausfallen, sagt
Balsiger. «Jans repräsentiert gut, was
nicht Ackermanns Stärkewar.»

«Esgehtum
Effizienzund
geringere
Kosten.»

MarkBalsiger
Politologe

Die Basler Regierung (oben) ist noch zu siebt. Dabei zeigt die Stadt Bern seit bald 20 Jahren: Es geht auch zu fünft. Bilder: zvg
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